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Der „gesetzliche Richter“  
als Säule des Rechtsstaates

Hasso Lieber 
PariJus gGmbH, Berlin

Abstract: Die Garantie des gesetzlichen Richters ist 
eine der wesentlichsten Normen sowohl des Grund-
gesetzes als auch der europäischen Grundrechte. Der 
Grundsatz ist ein Wesensmerkmal des Rechtsstaates 
schlechthin, der Gerichtsverfassung und -organisation, 
wie auch der Tätigkeit jedes einzelnen – auch ehren-
amtlichen – Richters.

Keywords: Gesetzlicher Richter, Rechtsstaat, 
ehrenamtlicher Richter, Schöffe, Gerichtsverfassung

DOI: 10.35998/rohr-2022-0001

Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG gebietet, dass niemand sei­
nem gesetzlichen Richter entzogen werden darf. Er 
wird als eine Säule rechtsstaatlicher Justiz betrach­
tet. Deshalb gehört er zu den von Art. 79 Abs. 3 GG 
geschützten, unabänderbaren Normen des Grundge­
setzes. Was – oder wer – ist der gesetzliche Richter? 
Kaum eine Verfassungsnorm hat mit so wenigen (sie­
ben) Worten eine so umfangreiche Rechtsprechung 
des BVerfG ausgelöst wie dieser Satz. Zusammenfas­
send definiert das höchste deutsche Gericht seinen 
Inhalt so:

	 Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG schützt den Anspruch 
des Bürgers auf eine Entscheidung seiner Rechts-
sache durch den hierfür von Gesetzes wegen vor-
gesehenen Richter. Damit soll die Unabhängigkeit 
der Rechtsprechung gewahrt und das Vertrauen 
der Rechtsuchenden und der Öffentlichkeit in die 
Unparteilichkeit und Sachlichkeit der Gerichte ge-
sichert werden. Die Verfassungsnorm garantiert, 
dass der Rechtsuchende im Einzelfall vor einem 
Richter steht, der unabhängig und unparteilich ist 
und die Gewähr für Neutralität und Distanz gegen-
über den Verfahrensbeteiligten bietet.1

Der Eingriff Unbefugter in die Rechtspflege soll damit 
ebenso verhindert werden wie Manipulationen inner­
halb der Gerichtsorganisation. Art. 101 Abs. 1 Satz 2 
GG findet seine Entsprechung in § 16 Satz 2 GVG so­
wie Art. 6 Abs. 1 Satz 1 der Europäischen Menschen­
rechtskonvention und Art. 47 Abs. 2 der EU-Grund­
rechtecharta, wonach jede Person ein Recht auf ein 
unabhängiges, unparteiisches, auf Gesetz beruhen­
des Gericht hat, das in einem fairen Verfahren, öffent­
lich und innerhalb angemessener Frist verhandelt. Der 
gesetzliche Richter kann somit in fünf Thesen be­
schrieben werden, die anhand von Beispielen aus der 
Rechtsprechung erläutert werden.

1	 BVerfG-K vom 12.12.2012, 2 BvR 1750/12, MDR 2013, S. 294.

1.	 Der gesetzliche Richter  
muss die verfassungs-
rechtlichen Kriterien  
eines Gerichts erfüllen.

Das herausragende Kriterium für die Ei­
genschaft als Gericht ist die Unabhän­
gigkeit des Spruchkörpers und seiner 
Mitglieder. Mit dieser Frage hatte sich 
das BVerfG Anfang der 1950er-Jahre 
anhand der damals in Baden-Württem­
berg bestehenden Friedens- bzw. Ge­
meindegerichte zu befassen. Diese wa­
ren für geringfügige Zivil-, Straf- und 
Privatklagesachen zuständig. Die Ge­
richtsbarkeit wurde durch Laienkolle­
gien, ehrenamtlich im Nebenamt (z. B. 
den Bürgermeister) oder hauptamtliche 
Gemeindebedienstete ausgeübt. Wegen der strikten 
personellen Bindung an die Gemeindeverwaltung hat 
das BVerfG diese „Gerichte“ als mit dem Grundsatz der 
Gewaltenteilung für unvereinbar erklärt, sodass sie auch 
nicht gesetzlicher Richter sein konnten. Das Verdikt rich­
tet sich nicht generell gegen Laiengerichte. Unbedenk­
lich wären – so das BVerfG – Gemeinde(Friedens)ge­
richte, die ausschließlich mit Bürgern besetzt, an der 
Gemeindeverwaltung aber nicht beteiligt sind, oder auch 
hauptamtliche Friedensrichter, denen keine ins Gewicht 
fallende Nebentätigkeit in der Verwaltung übertragen 
ist.2 Neben der selbstverständlichen sachlichen Unab­
hängigkeit der Weisungsfreiheit muss als Minimum per­
sönlicher Unabhängigkeit für die Richter garantiert sein, 
dass sie vor Ablauf ihrer Amtszeit nur unter den gesetz­
lich bestimmten Voraussetzungen und gegen ihren Wil­
len nur kraft richterlicher Entscheidung abberufen wer­
den können.3 Die Garantie sachlicher und persönlicher 
Unabhängigkeit gilt für den Spruchkörper insgesamt und 
alle Mitglieder.

2.	 Der gesetzliche Richter ist  
das zuständige Gericht.

Der aus dem Verfassungstext naheliegendste Schluss 
ist, dass der gesetzliche Richter nur der für den kon­
kreten Fall zuständige Richter (Spruchkörper) sein 
kann. Die Prüfung der Zuständigkeit umfasst die Be­
urteilung, ob

■	 für die konkrete Entscheidung die angerufene 
Gerichtsbarkeit überhaupt zuständig ist. Diese – 

2	 BVerfG vom 17.11.1959, 1 BvR 88/56 u. a., BVerfGE 10, 
S. 200.

3	 BVerfG vom 09.05.1962, 2 BvL 13/60, BVerfGE 14, S. 56.

Hasso Lieber 
Foto: privat
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doch selbstverständliche – Regelung haben 2020 
Familienrichter verschiedener Bundesländer be­
wusst unterlaufen. Auf Anregung von Eltern ha­
ben sie (rechtswidrig) unter Inanspruchnahme von 
§ 1666 BGB Schulen Weisungen zur Nichtan­
wendung von Corona-Regelungen erteilt, obwohl 
hierfür nicht die Zivil-, sondern die Verwaltungs­
gerichtsbarkeit zuständig ist. Diese Richter kön­
nen naturgemäß nicht der „gesetzliche Richter“ 
sein, weil die Familiengerichtsbarkeit bereits als 
solche nicht die Kompetenz für die Maßnahme 
besitzt;

■	 das Gericht sachlich zuständig ist. In Strafsa­
chen ist das Amtsgericht zuständig, wenn eine 
Straferwartung von nicht mehr als vier Jahren 
Freiheitsstrafe besteht; bei einer höheren Straf­
erwartung oder wenn eine Unterbringung in einer 
psychiatrischen Anstalt (§ 63 StGB) angeordnet 
werden soll, ist das Landgericht in erster Instanz 
zuständig. In zivilrechtlichen Streitigkeiten ist das 
Amtsgericht für Streitwerte bis 5000 €, das Land­
gericht für solche über 5000 € zuständig, unab­
hängig vom Streitwert das Amtsgericht, wenn es 
sich um gesetzlich besonders geregelte Zustän­
digkeiten handelt, z. B. Streitigkeiten aus Woh­
nungsmiete (vgl. § 23 GVG);

■	 das Gericht örtlich zuständig ist. In Strafsachen 
etwa kann sich die örtliche Zuständigkeit nach 
dem Tatort, Wohnort oder Ergreifungsort rich­
ten, in Zivilstreitigkeiten nach dem allgemeinen 
(Wohnsitz) oder besonderen Gerichtsstand (z. B. 
dem Ort der unerlaubten Handlung), im arbeits­
rechtlichen Verfahren auch dem Ort, an dem der 
Arbeitnehmer gewöhnlich seine Arbeit verrichtet;

■	 die funktionelle Zuständigkeit eines Spruchkör­
pers, also seine Zuständigkeit nach der Vertei­
lung der Aufgaben innerhalb des Gerichts ge­
wahrt ist. In Ausnahmefällen haben die Parteien 
des Verfahrens einen Einfluss auf diese Zu­
ständigkeit. Bei Streitigkeiten unter oder gegen 
Kaufleute(n) besteht für die Parteien die Möglich­
keit, anstelle der allgemeinen Zivilkammer beim 
Landgericht die Zuständigkeit der Kammer für 
Handelssachen zu begründen.

3.	 Der gesetzliche Richter sichert  
die (institutionelle) Unabhängigkeit  
der Rechtsprechung.

Dieser Aspekt betrifft die grundsätzliche Unabhän­
gigkeit der Rechtsprechung von der Exekutive (ins­
besondere der Gubernative) und Legislative. Hier 
stehen auf Seiten der Berufsrichter die Fragen der 
Richter(aus)wahl, der Anstellung und Beförderung, 
ggf. auch der Entlassung aus dem Amt im Vorder­
grund, die in gesetzlicher und verfassungsrechtlicher 
Art einwandfrei zu treffen sind.
Dem entspricht auf der anderen Seite die korrekte 
Auswahl der ehrenamtlichen Richter, der (politisch 

wie rechtlich) nicht immer die hinreichende Aufmerk­
samkeit gewidmet wird. Nach der verfassungsgericht­
lichen Rechtsprechung sind Fehler bei der Wahl bzw. 
Berufung der ehrenamtlichen Richter für das konkrete 
Verfahren, in dem sie zum Einsatz kommen, nur dann 
beachtlich, wenn diese Fehler willkürlich begangen 
wurden. Unter Willkür versteht die Rechtsprechung 
eine ohne sachlichen Grund getroffene und unter kei­
nem rechtlichen Gesichtspunkt vertretbare Handlung 
oder Entscheidung. Eine solche hat der BGH ange­
nommen, als er 1985 beim sog. Frankfurter Schöffen-
„Roulette“ die vollständige Neuwahl anordnete, weil 
der Ausschuss die Schöffen aus der Vorschlagsliste 
gelost und nicht gewählt hatte.4 Auch als ein Schöffen­
wahlausschuss nicht aus der doppelten Zahl von Be­
werbern auswählte, sondern aus einer Liste, die ge­
nau der Zahl der zu Wählenden entsprach (letztlich 
also nicht wählte, sondern nur absegnete), entschied 
der BGH auf die Unwirksamkeit der „Wahl“.5 Das LG 
Koblenz erklärte eine Wahl für ungültig, weil nicht der 
gesamte Ausschuss über sämtliche Vorschläge befun­
den hatte.6 Die Zahl der Entscheidungen über Fehler 
im Wahlverfahren ist wegen der restriktiven Rechtspre­
chung zurückgegangen. Die Fehler schlugen dann in 
den konkreten Verfahren zu Buche, wenn etwa festge­
stellt wurde, dass Schöffen die deutsche Sprache nicht 
beherrschten, verfassungsfeindliches Gedankengut 
verbreiteten oder aus gesundheitlichen Gründen das 
Amt nicht ausfüllen konnten. Unproblematisch ist nach 
der Rechtsprechung, wenn der Wahlausschuss zu­
nächst nach repräsentativen Merkmalen (Frauen und 
Männer in je vier Altersstufen und fünf Berufsgruppen) 
auslost und anschließend mit der erforderlichen Zwei-
Drittel-Mehrheit die gesamte so zustande gekommene 
Liste wählt oder wenn nach dem Auszählverfahren z. B. 
jeder dritte Mann und jede zweite Frau zum Schöffen 
gewählt wurden.7

Bei der Wahl der ehrenamtlichen Richter in der Ver­
waltungs- und Finanzgerichtsbarkeit verlangt das Ge­
setz, dass die Vertrauenspersonen im Wahlausschuss 
selbst die Voraussetzungen zur Berufung als ehren­
amtlicher Richter erfüllen müssen (vgl. §§ 23 Abs. 2 
FGO, 26 Abs.  2 Satz  3 VwGO). Von der Wahl aus 
Gründen der Gewaltenteilung vom Amt ausgeschlos­
sene Personen wie Rechtsanwälte, Berufsrichter oder 
Angehörige des öffentlichen Dienstes dürften dann 
auch nicht dem Wahlausschluss angehören. Konse­
quenterweise dürfte dann auch kein Richter dem je­
weiligen Ausschuss als Vorsitzender angehören, denn 
dieser hat den größten Einfluss auf die Wahl  – und 
ggf. das größte Interesse an der Wahl oder Nichtwahl 
bestimmter Personen. Wie weit dieser Gedanke der 

4	 BGH vom 21.09.1984, 2 StR 327/84, BGHSt 33, S. 41; vom 
19.06.1985, 2 StR 98/85 u. a., BGHSt 33, S. 261.

5	 BGH vom 19.01.1988, 1 StR 577/87, BGHSt 35, S. 190.
6	 LG Koblenz vom 10.03.1988, 105 Js (Wi) 10920/87 – 11 

KLs, StV 1988, S. 246.
7	 Übersicht über unbeanstandete Wahlverfahren s. Lieber, 

Die Verantwortung der Gemeinden und Kreise bei der 
Schöffenwahl 2018, 2017, S. 144 ff.




